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Kammergericht, El1.holzstra1e 30-33, 10781 Berlin

10

Trustpilot A/S

PiIestrde 58

1112 KOPENHAGEN

DANEMARK

IhrZeichen

für Rückfragen:

Telefon:

Telefax:

Sie erreichen die zuständige Stelle am besten:
Mo.- Fr. 9.00-13.00 Uhr und nach Vereinbarung

Info- und Rechtsantragsstelle zusätzlich
Do.: 15.00-18.00 Uhr -bevorzugt für Berufstatige-

Hinweis: Der Zugang zum Gericht st nur über den Eingang

Kleistpark möglich.

Telefonisch:

Bitte bei Antwort angeben

Akten- / Geschäftszeichen

10 W 77/23

.1. Trustpilot A/S hier: sonstige Beschwerde

Sehr geehrte Damen und Herren,

Datum

17.07.2023

anbei erhalten Sie eine begaubigte Abschrift des Beschlusses vom 13.07.2023 und eine Ab-
schrift des Beschlusses vom 13.07.2023.

Mit freundlichen Grü1en

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstelit und ist ohne Unterschrift gültig.

Infarmationen zur Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten finden Sie unter https://w#w.berlin.de/gerichte/kammergerichti. Auf Anfrage übersenden wir diese Informationen auch in
Papierform.

Hausanschrift Fahrverbindung Bankverbindung Kommunikation

U-6hf. Kleistpark (U7), UBhf. Bülowstr. (U2), U-Bhf. Postbank Berlin, Telefon:
ElBholzstralte 3033 Nollendorfplatz (Ui, U2, U3, U4), Bus M 48, M 85, 106, Konto der Kosteneinziehungsstelle der Justiz (KEJ), 030 9015-0
10781 Berlin IBAN: DE2O 1001 0010 0000 3521 08, Telefax:

187, 204, S-BhL Yorckstr. (Si) BlC: PBNKDEFF '030 9015-2200
(Diese Angaben sind unverbindlich) Bitte Gericht und Aktenzeichen angeben.
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Beglaubigte Abschrift

Kammergericht
Az.: 10W77/23

27 0 155/23 LG Berlin

Beschluss

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren

vertreten durch

- Antragstellerin und Beschwerdeführerin -

Verfahrensbevollmàchtigte:

gegen

Trustpilot A/S, Pilestrde 58, 1112 Kopenhagen, Dänemark
- Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin -

hat das Kammergericht - 10. Zivilsenat - durch den Richter am Kammergericht den

Richter am Kammergericht und den Richter am Kammergericht am 13.07.2023

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Landgerichts

Berlin vom 06.04.2023 -27 0 155/23- wird auf ihre Kosten zuruckgewiesen.

Der Wert des Beschwerdeverfahrens wird auf 20.000,00 � festgesetzt.

Gründe:
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Die statthafte und auch im Ubrigen zulassige sofortige Beschwerde hat in der Sache keinen Er-

folg.

Der Antrag auf Erlass einer'einstweiligen Verfügung auf Untersagung der verfahrensgegenständli-

chen Warnhinweise der Antragsgegnerin in Bezug auf fragliche gefälschte Bewertungen auf dem

von der Antragsgegnerin betriebenen Bewertungsportal ist unzulàssig, da dem angerufenen Ge-

richt aufgrund einer getroffenen Gerichtsstandsvereinbarung die internationale Zuständigkeit fehlt.

Das Vorliegen der internationalen Zuständigkeit als eigene Prozessvoraussetzung 1st in jeder La-

ge des Verfahrens und damit auch im Beschwerdeverfahren von Amts wegen zu prüfen (vgl.

BGH, Beschluss vom 30.09.2015 -XII ZB 635/14-, Juris, Rn. 13; NJW-RR 2016, 69ff.). Die Prü-

fung erfolgt dabel im Wege des Freibeweises, em Beweisantrag einer Partei 1st insoweit nicht er-

forderlich. Nur wenn feststeht, dass die internationale Zuständigkeit Deutschlands gegeben ist,

dat-f eine Sachentscheidung ergehen (vgl. Geimer, IZPR, 8. Aufi., Rn. 1816). Das ist vorliegend

nicht der Fall.

Unstreitig besteht zwischen den Parteien em Vertragsverhältnis. Nach dem zu beurteilenden

Sach- und Streitstand ist davon auszugehen, dass im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses em

ausschlieRlicher Gerichtsstand in England und Wales und die Geltung des dortigen Rechts ver-

einbart worden ist. Die Antragsgegnerin hat sich im Rahmen ihrer Stellungnahme vom

02.06.2023 zwar nur allgemein darauf berufen, dass zwischen den Parteien em Vertrag mit der

Regelung bestehe, demzufolge deutsche Gerichte nicht zuständig seien. Die Vertragsbedingun-

gen sind aber allgememn zugänglich im Internet -wie üblich bel Social-Media-Plattformen- veräf-

fentlicht. Gegenstand der vertraglichen Beziehungen zur Antragsgegnerin sind deren Richtlihien

und Nutzungsbedingungen (vgl. https://de.IegaI .trustpilot.com/for-businesses/guidelines -vor-busi-

nesses). GemäR Nr. 60B der Nutzungsbedingungen (= Terms of Use and Sale of Businesses)

sind für sàmtliche Streitigkeiten oder Ansprüche, auch nichtvertragliche, die Gerichte von England

und Wales zustàndig. Der Senat geht sowohi von der Geltung als auch der Gültigkeit der Rege-

lung in Nr. 60B der Nutzungsbedingungen der Antragsgegnerin aus. Das gegenteilige Vorbringen

der Antragstellermn mit Schriftsatz vom 15.06.2023 nebst eingereichter eidesstattlicher Versiche-

rung ihrer Geschäftsführerin rechtfertigt keine abweichende Beurteilung. Dass sich die Ge-

schäftsführerin der Antragstellerin nicht an die Modalitäten des Vertragsschlusses mit der An -

tragsgegnerin erinnern kann und auch keine Vertragsunterlagen habe auffinden kännen, ist inso-

welt nicht relevant, ebensowenig, dass es keinen handschriftlich unterschriebenen Vertrag. gibt.

Es entspricht der allgemeinén Lebenserfahrung, dass der Abschluss eines Nutzungsvertrages

mit einem Social-Media-Anbieter digital erfolgt und em Anbieter die Nutzung von der Akzeptanz
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der gesteliten Richtlinien, Nutzungsbedingungen und weiteren in Form von aligemeinen Ge-

schäftsbedingungen enthaltenen Regelungen abhangig macht. Nach ailgemeinen Regeln der

Rechtsgeschäftslehre kommt em entsprechender Vertrag durch die Aufnahme der Nutzung zu-

stande. Fraglich ist dann lediglich, ob die in Rede stehenden Nutzungsbedingungen materiell-

rechtlich wirksam sind. Daran besteht vorliegend keiri Zweifel, anders ware es nur, wenn es sich

bei der Antragstellerin urn eine Verbraucherin handelte, was angesichts der Eigenschaft als Un-

ternehmen in der Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu verneinen 1st.

Die Ausfuhrungen der Antragstellerin zu Regelungen der EuGVVO (hier insbesondere Art. 25)

sind nicht einschlagig, da nach dern Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU die Regelun-

gen der EuGWO nicht -mehr- anwendbar sind. Entsprechendes gilt für die gleichlautenden Rege-

lungen des Lugano-Ubereinkommens von 2007 (Art. 23 LugU), da em Beitritt des Vereinigten Kö-

nigreichs bisher nicht erfolgt ist. Die fraglichen Regelungen betreffen jedoch irnmer elne Vereinba-

rung über elnen Gerichtsstand in elnem Mitgliedsstaat, was hinsichtlich des Vereinigten König-

reichs nicht mehr bzw. noch nicht der Fall 1st.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Hinsichtlich der Wertfestsetzung folgt der Senat, wie auch schon das Landgericht, der Wertanga-

be der Antragstellerin. Das Interesse der Antragstellerin auf Unterlassung des von der Antrags-

gegnerin auf der Profilseite angebrachten ,,Warnhinweises" erscheint mit einer Bewertung in Ho-

he von 20.000,00 � angesichts der befürchteten Beeinträchtigung der unternehmerischen Tätig-

keit als angemessen.

Richter
am Karnrnergericht

Richter
am Kammergericht

Richter
am Karnmergericht
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Für die Richtigkeit der Abschrift

Berlin, 17.07.2023

J )
¯1 Urkundsbeamtin der Geschàftsstelle

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt
- ohne Unterschrift gültig
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